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Am 16. September 2014 eröffnete der Präsident der Generalversammlung, der ugandische 
Außenminister Sum Kahamba Kutesa aus der afrikanischen Staatengruppe, die einjährige 
69.  Sitzungsperiode  des  Plenums  der  Weltorganisation.  Die  Tagesordnung  umfasste 
172 Punkte mit einer Vielzahl von Unterpunkten (zu Abrüstungsfragen allein 37 Spezifi-
zierungen). Die umfangreiche Agenda verdeutlicht die Globalität der Organisation nicht 
nur hinsichtlich der Mitgliederzahl (193), sondern auch der Themen und Probleme, mit der 
die Vereinten Nationen (VN) konfrontiert werden. Seit Jahrzehnten gibt es Bestrebungen, 
die „Allzuständigkeit“ der Vereinten Nationen zurückzufahren, die Tagesordnung entspre-
chend zu verschlanken und Prioritäten zu setzen. Doch was für die eine Interessengruppe 
(zum Beispiel die Industriestaaten) an Punkten entbehrlich ist, halten andere Gruppierun-
gen (zum Beispiel die G 77 der Entwicklungsländer) für besonders relevant. Nach wie vor 
ist das Wirken der Vereinten Nationen durch diesen Interessendualismus geprägt.

EU-Prioritätenpapiere

Vor diesem Hintergrund agieren auch die Europäische Union und ihre 28 Mitglieder, die 
nicht nur wegen ihres großen finanziellen Engagements inzwischen eine der wichtigsten 
Regionalgruppierungen  innerhalb  des  gesamten  VN-Systems  sind.  Im  Vorfeld  der 
Sitzungsperiode hatten sowohl das Europäische Parlament als auch der Rat der Europäi-
schen Union ihre Handlungsoptionen festgelegt. Seit 2008 verabschiedet das Europäische 
Parlament, das über keine direkten außenpolitischen Handlungskompetenzen verfügt, zur 
jeweils  anstehenden Tagungsperiode  der  Generalversammlung „Empfehlungen“ an  den 
Rat der Europäischen Union, die für die 69. Periode im Frühjahr 2014 im Auswärtigen 
Ausschuss  wiederum auf  Vorschlag  des  Abgeordneten  Alexander  Graf  Lambsdorff  im 
Namen der Fraktion der Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa (ALDE) erar-
beitet wurden. Geleitet von dem Bekenntnis, dass „eine solide und stabile Partnerschaft 
zwischen der EU und den Vereinten Nationen [...] von entscheidender Bedeutung für die 
Rolle der EU als globaler Akteur ist“, listet das am 2. April 2014 vom Plenum angenom-
mene Dokument1 71 Empfehlungen auf, die nahezu die gesamte Wirkungsbreite der Orga-
nisation in den Bereichen Frieden und Sicherheit, Menschenrechte und Entwicklung be-
treffen. Um in den Vereinten Nationen mit „einer Stimme“ sprechen zu können, wird der  
Ausbau der „Kohärenz und Effizienz der EU“ propagiert, wobei konkret der Europäische 
Auswärtige Dienst (EAD) aufgefordert wird, für „größere EU-Kohärenz“ durch die EU-
Delegationen  in  New York  und Genf  Sorge  zu tragen.  Ohne jeglichen  Bezug auf  die 
vorliegenden Parlamentsempfehlungen verabschiedete der Rat am 23. Juni 2014 die „EU-
Prioritäten für die 69. Sitzungsperiode der VN-Generalversammlung“.2 Im Einklang mit 

1 Europäisches Parlament: Empfehlung des Europäischen Parlaments an den Rat vom 2. April 2014 zur 69. 
Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen, 2. April 2014, Dok. P7_TA(2014)0259.

2  Rat der Europäischen Union: EU Priorities for the UN General Assembly. 69th General Assembly, 23 Juni 
2014, abrufbar unter: eu-un.europa.eu/articles/en/article_15238_en.htm (letzter Zugriff: 11.9.2015).
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den  vom Rat  2012  beschlossenen  mittelfristigen  Prioritäten  der  VN-Politik  (2012  bis 
2014)3 sollten sich (je nach Zuständigkeit) die Europäische Union und/oder ihre Mitglied-
staaten auf fünf Themenbereiche – untergliedert in 88 Einzelpunkte – konzentrieren: (1) 
Internationaler Frieden und Sicherheit, (2) Nachhaltige Entwicklung, (3) Menschenrechte, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, (4) Stärkung der Vereinten Nationen und (5) Interna-
tionales humanitäres System. 

EU-Präsenz in New York

In New York versammelte sich im September 2014 zur Eröffnung der neuen Sitzungs-
periode des VN-Plenums traditionsgemäß eine Heerschar vor Spitzenpolitikern zu soge-
nannten „Hochrangigen Treffen“, darunter auch Repräsentanten der Europäischen Union. 
In der offen geführten Generaldebatte, einem mehrtägigen Redemarathon der nationalen 
Staatsspitzen,  ergriff  am 25.  September  2014 letztmalig  auch  der  Präsident  der  Euro-
päischen  Union,  Herman Van Rompuy,  das  Wort.4 Sein Statement  enthielt  dieses  Mal 
lediglich eine nüchterne Tour d’Horizon der aktuellen internationalen Problemfelder von 
der  Ukraine über Irak und Syrien bis zur Ebola-Krise sowie einen Überblick über die 
jeweiligen Aktivitäten der Europäischen Union. Auch während der 69. Plenartagung (im 
Berichtszeitraum bis 31. Mai 2015) erfolgten die Stellungnahmen in den verschiedenen 
VN-Organen im Wesentlichen durch die EU-Delegation bei den Vereinten Nationen. Dem 
mächtigsten Gremium der Weltorganisation, dem Sicherheitsrat, gehörten 2014 neben den 
ständigen Mitgliedern Großbritannien und Frankreich zwei weitere EU-Staaten – Litauen 
und Luxemburg – als nichtständige Mitglieder an; 2015 waren dies Litauen und Spanien. 
Im Zeitraum von Juni 2014 bis Mai 2015 positionierte sich die Europäische Union im 
Sicherheitsrat  durch ihre  New Yorker  Delegation  –  vorrangig durch  deren Leiter,  den 
österreichischen Diplomaten Thomas Mayr-Harting – mit  33 Stellungnahmen (darunter 
zweimal durch die neue EU-Chefdiplomatin, die Hohe Vertreterin der Europäischen Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik Federica Mogherini) deutlich stärker als in der Periode 
davor mit 18 Statements. Von einer EU-Geschlossenheit im Auftreten im Sicherheitsrat 
kann aber wiederum nicht die Rede sein.  Insbesondere zu bestimmten Konflikten,  vor 
allem im Nahen Osten oder Afghanistan, gab der EU-Delegationsleiter nicht „im Namen 
der EU und ihrer Mitglieder“, sondern lediglich im Namen der Europäischen Union („on 
behalf of the European Union“) eine Erklärung ab. Die beiden ständigen EU-Mitglieder 
behalten sich eigene Positionen vor. Sichtlich gespalten votierte die Europäische Union in 
der Abstimmung im Rat am 31. Dezember 2014 über die Resolution, die eine Lösung der 
Palästina-Frage  innerhalb  von 12  Monaten  vorsah.5 Die  für  die  Annahme notwendige 
Mehrheit konnte nicht erreicht werden. Während von den europäischen Ratsmitgliedern 
Frankreich und Luxemburg dafür stimmten, enthielten sich Großbritannien und Litauen.

Kooperation mit VN-Regionalorganisationen

Hinsichtlich der Zusammenarbeit  der  Vereinten Nationen mit Regionalorganisationen – 
der entsprechende Tagesordnungspunkt der 69. Generalversammlung zählt 24 solcher Ein-
richtungen auf  –  zeichnet  sich eine immer stärkere  Einbeziehung dieser  auf  Regionen 

3 Rat der Europäischen Union: Note.  Political and Security Committee to the Delegations.  The European 
medium-term priorities at the United Nations (2012–2014), 10. Mai 2014, Dok. 9820/10.

4 Herman Van Rompuy: Address by EU Council President Van Rompuy at 69th United Nations General As-
sembly: General Debate, 25. September 2014, Dok. EUUN14-125EN.

5 Sicherheitsrat der Vereinten Nationen: Jordan: Draft Resolution, 30. Dezember 2014, Dok. S/2014/916.
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beschränkten  Gruppierungen auf  allen  Tätigkeitsfeldern  der  Vereinten  Nationen  ab.  In 
einer politischen Erklärung im Mai 2015 umriss die Generalversammlung in einer Resolu-
tion6 die „wichtige Rolle“ der regionalen und subregionalen Organisationen in den einzel-
nen Kooperationsbereichen und forderte mit dem Ziel einer „wirksameren und effiziente-
ren und kohärenteren Partnerschaft“ alle Beteiligten auf, die Zusammenarbeit „zu fördern 
und zu unterstützen“. Die Stärkung dieser Partnerschaften sei von „strategischer Bedeu-
tung“ für die Festigung des „Grundsatzes des komparativen Vorteils und des Grundsatzes 
der Komplementarität“. Der erste Auftritt der zum 1. November 2014 ins Amt berufenen 
Hohen Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik erfolgte im 
Rahmen einer Debatte über die VN-Kooperation mit Regionalorganisationen im Sicher-
heitsrat am 9. März 2015. Mogherini, die sich mehrfach in New York aufhielt, machte in 
einem längeren Beitrag7 einige grundsätzliche Bemerkungen zu diesem Themenkomplex. 
Angesichts  der  Vielzahl  komplexer  werdender  Herausforderungen  sei  im Rahmen des 
Multilateralismus  unter  dem Dach  der  Vereinten  Nationen  mehr  denn  je  Kooperation 
erforderlich: „Wir sehen die strategische Partnerschaft mit der UN als eine Schlüsselbezie-
hung an.“ Aus der Sicht der Vereinten Nationen hatte der VN-Generalsekretär am Vortag 
die „signifikanten Fortschritte“ in der friedens- und sicherheitspolitischen Zusammenarbeit 
zwischen der Weltorganisation und der Europäischen Union gewürdigt.8 Die EU-Außenbe-
auftragte unterstrich gleichzeitig die Bedeutung der Beziehungen zu anderen regionalen 
Partnern wie der Arabischen Liga und der Organisation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa (OSZE) sowie vor allem zur Afrikanischen Union (AU) und ging im Weite-
ren auf einzelne Konfliktfelder ein. Die zunehmende Relevanz der Kooperationsthematik 
spiegelt sich auch in der Häufigkeit entsprechender Debatten im Sicherheitsrat und in der 
Generalversammlung wider. So gab am 4. Mai 2015 der Generalsekretär des EAD Alain 
Le Foy im Plenum einen Überblick9 über die drei umfangreichen EU-VN-Kooperationsfel-
der  Friedenssicherung,  Entwicklungszusammenarbeit  und  Menschenrechte.  Er  wies  auf 
den  herausgehobenen  Status  der  Europäischen  Union  hin  („Wir  sind  keine  klassische 
Regionalorganisation“) und zielte dabei auf die Zusammenarbeit auf strategischer Ebene, 
die  sich  in  Einrichtungen  wie  dem VN-EU-Lenkungsausschuss  und  im Hochrangigen 
Dialog über das Krisenmanagement manifestiert.

Am 11. Mai 2015 nahm die EU-Außenbeauftragte Mogherini an einem Briefing des 
Sicherheitsrats über das Flüchtlingsproblem im Mittelmeer10 teil, das sie als „eine beispiel-
lose  Situation,  eine  Ausnahmesituation  [bezeichnete],  die  eine  außergewöhnliche  und 
koordinierte Reaktion erfordert“. Nur kurz erwähnte sie die Pläne für eine EU-geführte, 
aus  drei  Phasen  bestehende  militärische  Seeoperation  zur  Bekämpfung der  Schleuser-

6 Generalversammlung der Vereinten Nationen: Resolution adopted by the General Assembly on 5 May 
2015.  Political declaration on strengthening cooperation  between the United Nations and regional and 
subregional organizations, 5. Mai 2015, Dok A/RES/69/277.

7 Hohe Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik: Statement at the Security 
Council Briefing on Cooperation between the UN and regional and sub-regional organizations, 9.  März 
2015, Dok. EUUN15-028EN.

8 UN News Centre: Ban says UN-EU strategic partnership key as world faces multiple crises, 9.3.2015.
9 Alain Le Foy: EU-Statement – United Nations General Assembly: Strengthening Cooperation between the 

UN and regional and sub-regional organizations, 4. Mai 2015, Dok. EUUN15-063EN.
10 Hohe Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik: Statement at United Nations 

Security Council on the Cooperation between UN and Regional Organisations on the Situation in the 
Mediterranean, 11. Mai 2015, Dok. EUUN15-072EN.
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banden – das notwendige Mandat des Sicherheitsrats für einen in der dritten Phase vorge-
sehenen Kampfeinsatz sprach sie nicht an.

Friedenssicherung

In dem Prioritätenpapier des Rats der Europäischen Union zur 69. Generalversammlung 
nimmt das weite Feld Frieden und Sicherheit mehr als die Hälfte der 88 Einzelpunkte ein,  
worunter Fragen der Abrüstung am häufigsten angesprochen werden. Angestrebt wird eine 
noch engere Zusammenarbeit der beiden Organisationen bei der Krisenbewältigung durch 
gemeinsame Analysen und gemeinsame operative Planung sowie eine kontinuierlich zu 
verbessernde Unterstützung des VN-Peacekeeping-Instrumentariums.

Beispielhaft für die sicherheitspolitische VN-EU-Partnerschaft sind die inzwischen um-
fassenden und sich ergänzenden Aktivitäten auf dem afrikanischen Kontinent.11 Sowohl 
das VN-Peacekeeping als auch die EU-Operationen konzentrieren sich auf Afrika.  Die 
Kosten für die afrikanischen VN-Missionen belaufen sich derzeit auf über 70 Prozent des 
jährlichen  über  Pflichtbeiträge  zu  finanzierenden  Gesamtbudgets  für  friedenssichernde 
Operationen. Während neun der derzeit 16 VN-Einsätze in afrikanischen Gebieten Frieden 
herbeiführen oder sichern sollen, ist die Hälfte der 18 EU-Missionen dort stationiert. Mit 
dem Ziel, die Wirksamkeit der Einsätze zu erhöhen, kooperieren die beiden Organisatio-
nen sehr eng in strategischen Fragen durch inzwischen zahlreiche Modellvarianten der 
operativen Zusammenarbeit12 – so derzeit in der Zentralafrikanischen Republik, Somalia 
und Mali. Die Europäische Union begrüßt und unterstützt nachdrücklich die umfangreiche 
Teilnahme afrikanischer Staaten an friedenssichernden Missionen – sei es in VN-Opera-
tionen, Hybrid-Missionen (wie die gemeinsame VN-AU-Operation UNAMID in Dafur/
Sudan) oder von der AU geführten Einsätzen. Seit 2004 hat die Europäische Union das 
rein  afrikanische  Engagement  im  Rahmen  der  „Afrikanischen  Friedensfazilität“  mit 
1,2 Mrd. Euro finanziell gefördert. Für die nächsten vier Jahre liegen Zusagen über weite-
re 750 Mio. Euro vor. Aus EU-Sicht soll in Zukunft die Dreieckszusammenarbeit (EU-
AU-VN) intensiviert werden, um auf Krisen angemessener reagieren zu können – gemein-
same und koordinierte Aktionen sind notwendig, um Konflikten bereits im Vorfeld zu be-
gegnen. Das Engagement der Europäischen Union zielt darauf ab, die afrikanischen Fähig-
keiten zur Friedenssicherung zu unterstützen.13 Der Sicherheitsrat  begrüßte am 28. Juli 
2014 in seiner Resolution 216714 zum Abschluss der intensiv geführten Debatte über die 
Entwicklung der regionalen Partnerschaft bei Peacekeeping „die jüngsten Entwicklungen 
der Zusammenarbeit“ der Vereinten Nationen, der Europäischen Union und der Afrikani-
schen Union.15 Wie die Vereinten Nationen will auch die Europäische Union ihre Fähig-
keiten im gesamten Spektrum der Friedenssicherung weiterentwickeln, sei es zum schnel-
len Eingreifen, zur vorbeugenden Diplomatie und zur Schaffung von Grundlagen für einen 

11 Maciej Popowski: EU Briefing. United Nations Peacekeeping: Regional Partnership and its Evolution,
28. Juli 2014, Dok. EUUN14-100EN.

12 Grundsätzliches hierzu bei Manuela Scheuermann: VN-EU-Beziehungen in der militärischen Friedenssi-
cherung. Eine Analyse im Rahmen des Multilateralismus-Konzepts, Baden-Baden 2012.

13 Siehe hierzu das afrikanische Konzeptpapier zur Rolle der Regionalorganisationen, in: Letter dated 3 July 
2014 from the Permanent Representative of Rwanda to the United Nations addressed to the Secretary-
General, Dok S/2014/478.

14 Sicherheitsrat der Vereinten Nationen: Resolution 2167 (2014), Dok. S/RES/2167 (2014).
15 Zur Kooperation der EU-VN-AU-Friedenssicherung in Afrika: Manuela Scheuermann: Natürliche Part-

nerschaft? EU-UN-Zusammenarbeit in der Friedenssicherung in Afrika, in: Vereinte Nationen, 3/2014, 
S.99–105.

566 Jahrbuch der Europäischen Integration 2015



Die Europäische Union und die Vereinten Nationen

dauerhaften Frieden. Sie nimmt deshalb an der Arbeit der VN-Kommission für Friedens-
konsolidierung teil und unterstützt den entsprechenden Fonds für Friedenskonsolidierung. 
Peacekeeping ist zwar das „Flaggschiff“ der friedenssichernden Aktivitäten, aber sowohl 
für die Konfliktprävention16 wie für eine längerfristige Stabilität und Entwicklung in der 
Krisenregion ist ein umfassendes politisches Grundgerüst vonnöten17 – so das Fazit der 
EU-Stellungnahmen im VN-Sicherheitsrat.

Da die Charta der Vereinten Nationen ein generelles Gewaltverbot in den internatio-
nalen Beziehungen normiert, setzen robuste Friedensoperationen – auch der Regionalorga-
nisationen –, die den Einsatz militärischer Gewalt zur Erreichung der vorgegebenen Ziele 
beinhalten,  ein  ausdrückliches  Handlungsmandat  des  Sicherheitsrats  voraus.  Am 
31. Mai 2015  beruhten  fünf  der  18  laufenden  EU-Friedensmissionen18 auf  einem  ur-
sprünglichen Mandat des VN-Sicherheitsrats:

• EUFOR Althea: Militäroperation in Bosnien-Herzegowina; Mandat des Sicher-
heitsrats: zuletzt Resolution 2183 (2014); Beginn der Stationierung: Dezember 
2004; Personal: 600 Militärs

• EULEX Kosovo:  Rechtsstaatlichkeitsmission  im Kosovo;  Mandat  des  Sicher-
heitsrats:  Resolution 1244 (1999);  Beginn der  Stationierung:  Dezember  2008; 
volle Einsatzfähigkeit: April 2009; Personal: rund 1.500 internationale und natio-
nale Zivilpersonen

• EU NAVFOR Somalia (Operation ATALANTA): erste militärische EU-Marine-
operation zur Abschreckung, Bekämpfung und Prävention der Piraterie im Seege-
biet  Somalias;  Mandat  des  Sicherheitsrats:  zuletzt  Resolution  2020  (2011); 
Beginn  der  Mission:  Dezember  2008,  volle  Einsatzfähigkeit:  Februar  2009; 
Personal: rund 1.200 Militärs (Mandatsobergrenze: 1400)

• EUTM  Somalia:  Militärmission  zur  Ausbildung  somalischer  Sicherheitskräfte 
zunächst in Kampala/Uganda, seit Anfang 2014 in Mogadischu/Somalia; Mandat 
des  Sicherheitsrats:  Resolution  1872  (2009);  Beginn  der  Stationierung:  April 
2010; Personal: 125 Ausbilder

• EUTM  Mali:  Militärmission  zur  Ausbildung  malischer  Sicherheitskräfte  in 
Bamako; Mandat des Sicherheitsrats: Resolution 2085 (2012); Beginn der Statio-
nierung: Februar 2013; Personal: 578 Ausbilder

Bei allem geschilderten friedenssichernden Engagement der Europäischen Union darf je-
doch nicht übersehen werden, dass Europa durch sein beachtliches eigenes Peacekeeping-
Engagement  für  VN-geführte Missionen  immer  weniger  Personal  zur  Verfügung stellt. 
Waren 1995 noch 40 Prozent der VN-Blauhelmsoldaten Europäer, so sind es gegenwärtig 
weniger als sieben Prozent.

Menschenrechtsschutz

Als zentrales politisches Gremium zur Entwicklung und Durchsetzung der Menschenrech-
te fungiert – neben dem Dritten Ausschuss der Generalversammlung in New York – der 
Menschenrechtsrat  (HCR)  in  Genf,  dem Menschenrechtszentrum der  Weltorganisation. 

16 Ioannis Vrailas: EU Statement – United Nations Security Council: Conflict Prevention, 21. August 2014, 
Dok. EUUN14-105EN.

17 Generalsekretär der Vereinten Nationen: Press Release.  Secretary-General Nominates Advisory Group of 
Experts on Review of Peacebuilding Architecture, 22. Januar 2015, Dok. SG/A1541-PBC/104.

18 Übersicht unter: Europäischer Auswärtiger Dienst: Ongoing Missions and Operations, Juni 2015, abrufbar  
unter: http://eeas.europa.eu/csdp/missions-and-operations/index_en.htm (letzter Zugriff: 14.9.2015).
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Dort koordiniert das Amt des VN-Hochkommissars für Menschenrechte, Zeid Ra’ad Al 
Hussein (UNHCR), die Arbeit. Die Europäische Union wird in Genf im Wesentlichen von 
der  Delegation der  Europäischen Union vertreten,  die  auch für  die  Wahrnehmung der 
europäischen Interessen in den zahlreichen VN-Sonderorganisationen (zum Beispiel der 
Weltgesundheitsorganisation,  WHO,  oder  der  Internationalen  Arbeitsorganisation,  ILO) 
zuständig ist. Nicht nur in den Vorlagen des Europäischen Parlaments und des Rates zum 
Auftreten der Europäischen Union in der 69. Sitzungsperiode des VN-Plenums wurden 
Vorschläge zum Ausbau der bereits engen Kooperation im Menschenrechtsbereich aufge-
listet. Vielmehr legte der Rat der Europäischen Union am 9. Februar 2015 ein spezielles – 
allerdings sehr allgemein gehaltenes – 18 Punkte umfassendes Prioritäten-Dokument19 der 
Europäischen Union für die bevorstehende 28. Tagung des Menschenrechtsrats vor. Knapp 
einen Monat später verabschiedete das Europäische Parlament eine substantiell sehr viel 
fundiertere 55-Punkte-Entschließung zu den Prioritäten im Menschenrechtsrat für das Jahr 
2015.20 So forderte das Parlament den Einsatz für „ein robustes multilaterales Menschen-
rechtssystem unter der Federführung der Vereinten Nationen“.

Der Menschenrechtsrat hielt 2014 drei reguläre Tagungen (25. bis 27. Sitzungsperiode) 
und drei Sondertagungen ab.21 Im Berichtszeitraum 2015 fand im März 2015 die 28. Ta-
gung  statt;  zu  Beginn  des  Jahres  waren  unter  den  47  Mitgliedern  acht  EU-Staaten. 
Deutschland übernahm zu diesem Zeitpunkt den Vorsitz. Eigene Interessen und Vorschläge 
durchzusetzen, erfordert von einer Minderheit – wie den EU-Staaten – Verhandlungsge-
schick und Kompromissfähigkeit. Unter diesen Voraussetzungen agiert  die Europäische 
Union im Menschenrechtsrat. In der Debatte der Generalversammlung im November 2014 
über die zurückliegende 27. Sitzung des Menschenrechtsrats im September 2014 nahm der 
EU-Delegationsleiter in New York, Mayr-Harting, lediglich im Namen der Europäischen 
Union Stellung.22 Er  unterstrich die führende Rolle  des  Rats  in Fällen von Menschen-
rechtsverletzungen und warnte vor  Versuchen,  dessen starke institutionelle  Stellung im 
VN-System zu untergraben. Im Namen der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten 
äußerte sich hingegen in der 28. Sitzungsperiode im März 2015 die damalige EU-Rats-
präsidentschaft23 zu grundlegenden Fragen des komplexen Systems der  VN-Menschen-
rechtsorgane und deren Mechanismen. So kündigte sie unter anderem eine EU-Initiative 
zur Umstrukturierung des Managements des VN-Hochkommissars für Menschenrechte an 
und  erinnerte  an  die  von  der  Generalversammlung  2014  verabschiedete  wegweisende 
Resolution über die Verbesserung der Arbeitsweise der VN-Menschenrechtsorgane.24

Über die EU-Initiativen zu wichtigen thematischen Fragen (zum Beispiel stärkere zivil-
gesellschaftliche Beteiligung, Einsatz von Drohnen, weibliche Genitalverstümmelung) und 

19 Rat  der  Europäischen  Union:  Pressemitteilung.  Tagung des  Rates.  3367.  Außenbeziehungen,  Brüssel,
9. Februar 2015, Dok. 6044/15.

20 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Prioritäten der Europäischen 
Union  im  Menschenrechtsrat  der  Vereinten  Nationen  im  Jahr  2015;  4.  März  2015,Dok. 
P8_TA(2015)0079.

21 Theodor Rathgeber: Menschenrechtsrat: Tagungen 2014, in: Vereinte Nationen, 2/2015, S. 84–86.
22 Thomas Mayr-Harting: EU Statement – United Nations General Assembly: Report of the Human Rights 

Council, 17. November 2014, Dok. EUUN14-194EN.
23 Raimonds Jansons: Statement on behalf of the European Union, United Nations Human Rights Council, 

28th  Session,  18.  März  2015,  abrufbar  unter:  http://eeas.europa.eu/delegations/un_geneva/
documents/eu_statments/human_right/20150318_hrc28_item_5.pdf (letzter Zugriff: 14.9.2015).

24 Generalversammlung der Vereinten Nationen: Stärkung und Verbesserung der wirksamen Arbeitsweise des 
Systems der Menschenrechtsvertragsorgane,  Resolution  der Generalversammlung,  9.  April  2014,  Dok. 
A/RES/68/268.
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zu einzelnen Problemländern (zum Beispiel Syrien, Ukraine, Süd-Sudan) geben die jewei-
ligen Ergebnisberichte der Sitzungsperioden25 Auskunft. Somit ist offensichtlich, dass sich 
die Europäische Union im Rahmen der Vereinten Nationen dafür einsetzt, die Menschen-
rechtsstandards  und  die  Mechanismen  zu  ihrer  Überwachung  zu  stärken  und  neuen 
Herausforderungen anzupassen.

Entwicklungszusammenarbeit

Die Kooperation der Europäischen Union mit den Vereinten Nationen auf dem weiten Feld 
der  Entwicklungszusammenarbeit  ist  aufgrund  der  vertraglich  festgelegten  Kom-
petenzverteilung zwischen der Europäischen Kommission und den Mitgliedstaaten beson-
ders kompliziert.26 Im Zentrum der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit im Berichts-
zeitraum  standen  einmal  die  VN-Millenniums-Entwicklungsziele  zum  Ende  der 
Umsetzungsfrist  (2015),  zum  anderen  die  Ausarbeitung  der  Post-2015-Entwicklungs-
agenda – eines ambitionierten Folgeabkommens.

In der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten bilden die VN-Entwicklungsziele 
bis heute den übergreifenden Rahmen für ihr entwicklungspolitisches Handeln. Wie der 
VN-Generalsekretär in seinem Abschlussbericht 201527 feststellt, wurden zwar bei weitem 
nicht alle Vorgaben verwirklicht – die Fortschritte waren unterschiedlich –, aber dank der 
„Anstrengungen haben die Millenniumsziele Millionen Menschenleben gerettet und die 
Lebensverhältnisse vieler weiterer Menschen verbessert“. Für die Ausarbeitung der Ent-
wicklungsagenda für die Zeit nach 2015 war das Jahr 2014 von „entscheidender Bedeu-
tung“.28 Die Europäische Union hatte sich seit Beginn des umfassenden Vorbereitungspro-
zesses 2012 auf die Verhandlungen „intensiv vorbereitet“.29 Auf VN-Ebene waren hierfür 
vier wichtige Plattformen geschaffen worden, auf denen die Europäische Union jedoch 
„als eigenständiger Akteur“ nicht vertreten war.30 Die Europäische Union verabschiedete 
im Juni  2014  eine  Mitteilung,  die  17  Handlungsfelder  benannte,  denen  sie  besondere 
Bedeutung  zumisst.31 Das  Europäische  Parlament  forderte  in  einer  Entschließung  im 
November 2014,32 dass die Europäische Union „als größter Geldgeber für Entwicklungs-
hilfe“ bei  den Verhandlungen im Rahmen der Vereinten Nationen „die treibende Kraft 
bleiben sollte“. Die vom Rat der Europäischen Union im Dezember 2014 angenommenen 
Schlussfolgerungen33 bilden die Grundlage für die Standpunkte der Europäischen Union 

25 Delegation der Europäischen Union in den Vereinten Nationen: Key Outcomes of the 27th session of the 
Human Rights Council – the EU perspective, 26. September 2014, Dok. EUUNG14-002EN; Outcomes of 
the 28th Human Rights Council, 27. März 2015, Dok. EUUNG15-003EN.

26 Siehe hierzu Konsolidierte Fassung des Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) in  
der Fassung des Vertrags von Lissabon, in: Amtsblatt der EU, Nr. C 83 vom 30. März 2010, Art. 208 und  
Art. 4 Abs. 4.

27 Vereinte Nationen: Millenniums-Entwicklungsziele. Bericht 2015, New York 2015.
28 Europäische Kommission: Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Union 2014, Brüssel 2015, 

S. 219.
29 Sophie  Hermanns:  EU,  UN  und  die  Post-2015-Entwicklungsagenda  –  Eine  „immer  engere 

Partnerschaft“?, in: Vereinte Nationen, 6/2014, S. 259.
30 Hermanns: EU, UN und die Pst-2015-Entwicklungsagenda, S. 259/260.
31 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Ein menschenwürdiges Leben für 
alle: Vom Zukunftsbild zu kollektiven Maßnahmen, KOM(2014) 335 endgültig.

32 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments vom 25. November 2014 zur EU 
und den globalen Entwicklungsrahmen für die Zeit nach 2015, Dok. PB-TA(2014)0059.

33 Rat der Europäischen Union: Schlussfolgerungen. Eine transformative Agenda für die Zeit nach 2015, 
Brüssel, 17. Dezember 2014, Dok. 16827/14.
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bei den anstehenden Verhandlungen auf VN-Ebene über die Post-2015-Agenda, die global 
und universell  sein und im September 2015 auf einem VN-Gipfeltreffen verabschiedet 
werden soll. Ebenfalls als „Grundlage für einen gemeinsamen Standpunkt der EU in den 
zwischenstaatlichen Verhandlungen“ legte die Europäische Kommission im Februar 2015 
in einer neuerlichen Mitteilung „ihre Standpunkte zu den übergreifenden Grundsätzen und 
den wichtigsten Komponenten dar, die für die globale Partnerschaft notwendig sind“.34 Die 
EU-Leitprinzipien für eine neue Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen lassen sich 
aufgrund der vorliegenden Dokumente wie folgt zusammenfassen: Die zentralen Heraus-
forderungen bestehen darin,  eine Agenda zu erarbeiten, die zum Ziel  hat,  Armut in all  
ihren Formen zu beseitigen und eine nachhaltige Entwicklung in ihren drei Dimensionen 
(Soziales,  Wirtschaft  und  Umwelt)  umzusetzen.  Die  Durchführung der  Agenda  bedarf 
einer stärkeren, verantwortlicheren globalen Partnerschaft – auch unter Einbeziehung der 
Privatwirtschaft  und Zivilgesellschaft  –,  die  auf  bestimmten Leitprinzipien beruht,  wie 
Universalität, gemeinsame Verantwortung und gegenseitige Rechenschaft. Unabdingbar ist 
eine  konsequente  Überwachung,  Rechenschaftspflicht  und  eine  Überprüfung  auf  allen 
Ebenen. In einer Sitzung der Generalversammlung im November 2014 über die weiteren 
Modalitäten der Verhandlungen zur Post-2015-Agenda35 sicherte die EU-Vertretung einen 
wesentlichen Beitrag beim Zustandekommen einer neuen Globalen Partnerschaft zu. Aller-
dings forderte  die  Europäische Union mit  besonderem Nachdruck die  Schaffung eines 
durchgreifenden Überprüfungsmechanismus. Die inhaltlichen Debatten über die Agenda 
wurden  auch  im  Berichtszeitraum  vor  allem  im  Zweiten  Hauptausschuss  der  Ge-
neralversammlung geführt, wobei hier vorwiegend die Europäische Kommission die EU-
Interessen  einbrachte.  In  den  Stellungnahmen sowohl  der  EU-Delegation  als  auch  der 
Kommission an zwei Sitzungstagen im Mai 2015 über den Stand und den Fortgang der 
Verhandlungen legten beide Seiten36 den Schwerpunkt auf die Umsetzung der Agenda und 
unterbreiteten eine Reihe von Vorschlägen zur wirksamen Umsetzung und Überwachung – 
auf nationaler, regionaler und globaler Ebene.

Die Verhandlungen über die Post-2015-Agenda könnten für die Europäische Union „ei-
ne besondere Chance [sein], sich stärker als eigenständiger globaler Akteur bei den UN zu 
profilieren“37, entsprechend der Ankündigung der Europäischen Kommission: „Die EU ist 
entschlossen, während des Jahres 2015 eine konstruktive Rolle in den zwischenstaatlichen 
Verhandlungen zu spielen und zur Annahme einer transformativen Agenda beizutragen“.38

34 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Eine globale Partnerschaft  
für Armutsbeseitigung und nachhaltige Entwicklung nach 2015, COM(2015) 44 endgültig.

35 Ioannis Vrailas: EU Statement – United Nations 4th Committee: General Debate on UNRWA, 4. Novem-
ber 2014, Dok. EUUN154-186EN.

36 Americo Beviglia Zampetti:  EU Statement – United Nations Post-2015 intergovernmental negotiations: 
Follow-up and review session, 18. Mai 2015, Dok. EUUN15-079EN; Gaspar Fontini:  EU Statement – 
United Nations Post-2015 intergovernmental negotiations: Follow-up and review session, 19. Mai 2015,  
Dok. EUUN15-080EN.

37 Hermanns: EU, UN und die Post-2015-Entwicklungsagenda, S. 260.
38 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission. Eine globale Partnerschaft, 2015, S. 20.
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